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Abstract

Die Politik möchte uns allen derzeit weis machen, dass alle Gesetze zur Einführung von
Studiengebühren beschlossen und damit Rechtens sind. Widerstand in Form von Klagen und
Boykottaktionen seien aussichtslos.
Weit gefehlt. Es bieten sich doch weitere Möglichkeiten des Agierens. Diese zu nutzen ist uns,
dem fzs und der GEW, Verpflichtung. Eine solche Möglichkeit besteht, gegen die Verstöße der
Bundesrepublik Deutschland gegen den internationalen Pakt zur Wahrung der wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechte (UN-Sozialpakt) bei den Vereinten Nationen (UN) vorzugehen.
Der bundesweite Dachverband der Studierendenvertretungen, fzs, und die Bildungsgewerkschaft im
Deutschen Gewerkschaftsbund, die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), haben dies
gemeinsam getan. Mehr hierzu gibt es unter www.un-sozialpakt.de


